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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

15.09.2026 

Geschäftszahl 

Ra 2026/11/0007 

Rechtssatz 

Der Bescheid, mit dem die Ersatzvornahme angeordnet wurde, ermächtigte ab seiner Erlassung zur 
Setzung realer Zwangsakte, ohne dass der rechtskräftige Abschluss des Vollstreckungsverfahrens durch 
die Behörde abgewartet werden musste. Da die Vollstreckungsverfügung notwendigerweise die 
Grundlage für die Rechtmäßigkeit im Vollstreckungsverfahren folgender realer Zwangsakte ist, die einen 
Eingriff in die Sphäre des Betroffenen darstellen, ist in einem Rechtsmittelverfahren u.a. zu prüfen, ob der 
Bescheid betreffend die Anordnung der Ersatzvornahme im Zeitpunkt seiner Erlassung rechtmäßig war 
(vgl. in diesem Zusammenhang VwGH 19.5.1993, 89/09/0005). 
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